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Regierung bindet Spital-VR zurück
Der St.Galler Spitalverwaltungsrat erhält in den nächsten Tagen saftige Post aus der Pfalz.

RegulaWeik

AmVortagwarsievonderMehr-
heit des Kantonsparlaments für
dringlich erklärt worden, ges-
tern war sie bereits wieder vom
Tisch: Die Rede ist von der ge-
meinsamen Spital-Motion von
SP und Grünen sowie SVP. Die
beiden Fraktionen hatten die
Regierung aufgefordert, den
Spitalverwaltungsrat andieKan-
dare zunehmenunddessensuk-
zessivenLeistungsabbauanden
Regionalspitälern den Riegel
vorzuschieben.Und:DieRegie-
rung ist bereit, dem Spitalver-
waltungsrat einen saftigenBrief
zu schicken. Darin wird sie ihn
auffordern, «ab sofort und bis
nach den Sommerferien keine
weiteren präjudizierenden Ent-
scheide zu fällen».

Die Regierung nehme das
Anliegenernst, versicherteHei-
diHanselmann,Regierungsprä-
sidentin und Gesundheitsche-
fin, den Parlamentarierinnen
undParlamentariern.«Wirwol-
len raschNägelmit Köpfenma-
chen.»Das Schreiben soll denn
auch in dennächstenTagen ab-
geschicktwerden.Und:DieRe-
gierung werde auch den Kan-
tonsvertreter im Spitalverwal-
tungsrat – es ist dies Peter
Altherr, Leiter des kantonalen
Amtes für Gesundheitsversor-
gung – auffordern, ihreHaltung
in dasGremium zu tragen.

«DiePolitikmussnun
denLeadübernehmen»
«Der Spitalverwaltungsrat hat
das Primat der Politik zu akzep-
tieren», sagte Laura Bucher,
Co-Fraktionspräsidentin vonSP
und Grünen. «Die Politik muss
nundenLeadübernehmen.Der
Verwaltungsrat hat sich an die
demokratischen Prozesse zu

halten.» SP und Grüne zogen
daraufhin die Motion zurück –
sie vertrauten der Zusicherung
der Regierung, dem Spitalver-
waltungsrat auf die Finger zu
schauen, so ihre Begründung.
DieSVP tat es ihnengleich.Dass
die Regierung ihre Forderung
unterstütze, sei «ein wichtiges
Zeichen gegen aussen – für die
Bevölkerung und das Spitalper-
sonal», sagte SVP-Kantonsrat
ChristofHartmann.

Dass der Rückzug ihres
dringlichen Vorstosses derart
«schmerzfrei» erfolgte, hat

wohl noch einen weiteren
Grund: Auch den Motionären
dürfte klar gewesen sein, dass
eineGesetzesänderungeineAn-
gelegenheit von Jahren ist – und
deshalbaufdemWegaufdie ak-
tuelle SituationkeinEinflussge-
nommen werden kann. Für die
Regierung war denn auch klar:
Sie unterstützt den Inhalt der
Motion. Sie beantragte aber
ebenso deutlich, nicht darauf
einzutreten.

AndreasWidmer,Fraktions-
chef von CVP und Grünlibera-
len, hatte ebenfalls davor ge-

warnt, einengesetzgeberischen
Prozess inGangzu setzen:«Das
verzögert den ganzen Prozess
und macht uns alle handlungs-
unfähig.»

HältSpital-Freundschaft
vonSPundSVP?
Die Regierung versicherte ges-
tern einmal mehr: Sie will die
Botschaft zur künftigen Spital-
strategiebisEndeMonat verab-
schieden. Die vorberatende
Kommissionwirddiesedann im
März an drei Sitzungstagen be-
sprechen. Die Beratungen im

Parlament sind für April und
Mai vorgesehen.

Dannwird sich auch zeigen,
ob die SVP erneut gemeinsam
mit SP und Grünen unterwegs
sein wird. Zweifel sind erlaubt.
Die gemeinsame Motion war
längst nicht allenSVP-Kantons-
räten lieb. Es sei eine «Idee des
Oberlandes» gewesen, war da
und dort zu hören. Das dürfte
dennaucherklären,weshalbVi-
ze-FraktionschefChristophGull
dasAnliegenunterzeichnethat-
te;Gull ist SVP-Gemeindepräsi-
dent von Flums.

Gemeinden verlangen Zeit fürs Baugesetz
Die bürgerliche Ratsmehrheit erlaubtmehr Spielraum für dieOrtsplanungen.

DasneuePlanungs- undBauge-
setz, am1.Oktober 2017 inKraft
gesetzt, war ein hart umkämpf-
ter Brocken. Und er ist für die
Gemeindeneine immenseHer-
ausforderung: Sie müssen ihre
ZonenpläneundBaureglemente
innert zehn Jahren dem neuen
Recht anpassen. Nun folgt der
erste Nachtrag, der den Ge-
meinden ermöglicht, ihreOrts-
planungen teils aufderBasisdes
alten Baugesetzes anzupassen.

Der Antrag der Regierung
wurde von SP-Seite bestritten:
SusanneSchmidnannte ihneine
«Schlaumeierei und Zwängerei
jener Kreise, die das neue Bau-
gesetznicht anwendenwollen».
Der Nachtrag öffne ein «sehr
grosses Scheunentor», das den
Gemeindennoch jahrelangTeil-
zonenpläne nach altem Gesetz
erlaube.«Wir lösendasProblem
nicht, wenn wir es vor uns her
schieben»,meinteFraktionskol-
lege Ruedi Blumer. Die Zwi-
schenbilanz zeige ein «erfreuli-
chesBild»,wonachdiemeisten
GemeindendenProzess gestar-
tet oder bereits abgeschlossen

hätten.Nur in 19der 77Gemein-
den sei «noch nichts passiert»,
faktisch seien es weniger, weil
die Liste nicht aktualisiert wor-
den sei. Für Blumer «ein Indiz,
dass auf Zeit gespielt wird – von
denGemeinden, aber auchvom

Kanton». Die Sprecher der bür-
gerlichen Fraktionen – Andreas
Broger (CVP), Walter Locher
(FDP), Christian Spoerlé (SVP)
– hielten vehement dagegen.
«Blanker Hohn» seien die Vor-
würfe, meinte der Ebnat-Kap-

plerGemeindepräsident Spoer-
lé, wenn man allein an die Re-
kursverfahren denke. Das
komplexe Gesetzeswerk lasse
sich «nicht so einfach auf kom-
munaleBaureglementeadaptie-
ren», sagte Dominik Gemperli
(CVP, Goldach). Manmüsse je-
desQuartier auf seineEntwick-
lung hin abklären; ein Prozess,
derZeit braucheunddieMitwir-
kung der Bevölkerung bedinge.

BauchefMarcMächler zeig-
teVerständnis fürdieProblema-
tik derGemeinden, «selbst ver-
sierte Ortsplaner» das Zusam-
menspiel des neuen Richtplans
und des neuen Gesetzes sei
«sehr anspruchsvoll». «Nie-
mand ist am Daumendrehen»,
versicherte er den Skeptikern.
Der Rat stimmte demNachtrag
mit 86 Ja gegen 14 Nein zu.
Mächler will über das weitere
Vorgehen in der Junisession in-
formieren. Derzeit kläre man
nochUnstimmigkeiten.Diema-
teriellenÄnderungendesneuen
Baugesetzes sollen in einem
weiteren Nachtrag behandelt
werden –wohl 2021. (mel)

Kantonsrat fordert schnellere
Behandlung von Bauverfahren
Postulat Mit dem neuen Pla-
nungs- und Baugesetz (PBG)
sollten im Kanton St.Gallen
Bauverfahren vereinfacht wer-
den.Dies sei abernicht derFall,
stelltedieFraktionvonCVPund
GLP in ihren Vorstoss fest und
listete eineganzeReihevonKri-
tikpunkten auf. Noch nie seien
dieVerfahren soaufwendigund
langwierig, so wenig planbar
und kostentreibend gewesen
wie heute. Immer mehr Amts-
stellen beurteilten die Gesuche
isoliert aus ihremeigenenBlick-

winkel.Es fehleeineGesamtbe-
trachtung. Die Fraktion stiess
beiderRegierungaufoffeneTü-
ren.EinemöglicheLösungwird
in einem digitalen Baubewilli-
gungs- und Planungsgenehmi-
gungsprozess gesehen.DerAuf-
trag dazu sei 2019 erteilt wor-
den.Fürdie SP-Grüne-Fraktion
brauchte es deshalb keinen zu-
sätzlichenBericht.DasProblem
sei bereits erkannt. Die Mehr-
heit war anderer Meinung: Das
Postulatwurdemit 70gegen20
Stimmen gutgeheissen. (sda)

Kostenfragen
zum betreuten
Wohnen geklärt

Ergänzungsleistungen ImKan-
ton St.Gallen gibt es bisher eine
Lücke imGesetzüberdieErgän-
zungsleistungen: Die Finanzie-
rung von Wohnen in einem
Heim und zu Hause sind dort
unterschiedlich geregelt. Die
Folge: Bei betreutem Wohnen
kanneszuFinanzierungslücken
kommen. Die Probleme bei der
Finanzierung führten dazu,
«dasshäufigAHV-undIV-Bezie-
hendedirekt ineinHeimumzie-
hen, obwohl sie dies gar nicht
wünschen und ein Nichteintritt
in ein Heim für die öffentliche
Hand günstiger wäre», schrieb
dieRegierung imVorfeldderak-
tuellen Session. Sie schlug vor,
dass Mietkosten für betreutes
WohnenkünftigbeiErgänzungs-
leistungen angerechnet werden
können. Der Kantonsrat bewil-
ligte die Anpassungmit einigen
wenigenÄnderungen. (sda)

Kirchbergs
Anliegen scheitert
Integration Ein Standesbegeh-
ren wollte Flüchtlingen nur
danndenUmzug ineine andere
Gemeinde ermöglichen, wenn
sie keine Sozialhilfe beziehen
(AusgabevomMontag).Eswur-
de gestern vom Kantonsrat mit
56 Nein- zu 53 Ja-Stimmen ab-
gelehnt.Dafür stimmtenVertre-
ter der SVP und CVP, FDP und
Ratslinke hielten dagegen. Jus-
tizdirektor Fredy Fässler gab zu
bedenken, dass das Begehren
völkerrechtswidrig sei. «Würde
esdie Schweizumsetzen,müss-
te sie wohl aus der Genfer
Flüchtlingskonvention austre-
ten.»Hintergrundder Initiative
ist der Umstand, dass viele
Flüchtlinge in die Gemeinde
Kirchberg gezogen sind. (al)

Parlament lehnt Förderung
für Regionalmedien ab
Medienpolitik Der St.Galler
Kantonsrat will keine direkte
Medienförderung. Das Parla-
ment hat eine entsprechende
Motion deutlich abgelehnt. Pe-
ter Hartmann und Max Lem-
menmeier (SP) hatten in ihrem
Vorstoss«einezielgerichtete, di-
rekte Presseförderung auf kan-
tonaler Ebene» gefordert. Die
Situation der Medien sei ange-
spannt, sagte Lemmenmeier.
DieAuseinandersetzungmit re-
gionalen und lokalen Themen
werde laufend ausgedünnt und
marginalisiert. Ohne Anstren-
gungderöffentlichenHandkön-
ne man dieser Entwicklung
nicht Einhalt gebieten.

Die Regierung hatte sich
schon frühergegendenVorstoss
ausgesprochen. Eine direkte
Medienförderung sei nicht ziel-
führend. In einer HSG-Studie
habe siedieHerausforderungen
und Chancen der Digitalisie-
rung für die regionalenMedien
untersuchen lassen, führte die
Regierung in ihrer Stellungnah-
me aus. Im Vordergrund stehe
derAufbaueinesunabhängigen
Förder- und Kompetenzzent-

rums.Dort sollenMassnahmen
entwickeltwerden,umdie Inno-
vationskraft der regionalenMe-
dien zu stärken. CVP-Regie-
rungsrat Bruno Damann be-
zeichnete gestern die direkte
Medienförderung als «sehr ge-
fährlich» und «eine ordnungs-
politische Fehlhaltung». Auch
die Fraktionen von FDP und
CVP-GLP sprachen sich gegen
eine staatliche Unterstützung
aus.

«Ordnungspolitisch
korrekt sterben»
Die Motionäre kritisierten die
Argumentation der Regierung.
«Wir könnenordnungspolitisch
korrekt sterben odermit geziel-
tenMassnahmeneineunabhän-
gige Berichterstattung im Kan-
ton fördern», sagte Hartmann.
Wenn der Kanton auch künftig
eineMedienvielfalt wolle,müs-
seman jetztGegensteuergeben.
Eine gesetzliche Grundlage sei
möglich, verbunden etwa mit
Leistungsaufträgen. Die War-
nung verhalltewirkungslos, das
Parlament lehntedieMotionmit
86 zu 25 Stimmen ab. (mge)

Verwaltungsratspräsident Felix Sennhauser an der Medienkonferenz der St.Galler Spitäler am 17. Februar. Bild: Benjamin Manser
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